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Betrifft: EU-Mittel für die Bekämpfung von Menstruationsarmut

In der von der Kommission am 5. März 2026 angenommenen Strategie für die Gleichstellung 
der Geschlechter 2026-2030 wird erstmals anerkannt, dass viele Frauen in der gesamten EU 
von Armut im Zusammenhang mit Menstruation und Menopause betroffen sind. In der 
Strategie verwies die Kommission auf die Überarbeitung der Mehrwertsteuerrichtlinie im Jahr 
2022, wodurch die Mitgliedstaaten auf Menstruationsprodukte einen ermäßigten Steuersatz 
oder eine Steuerbefreiung anwenden können, und schlug vor, einen Austausch bewährter 
Verfahren zwischen den EU-Mitgliedstaaten in Bezug auf Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Armut im Zusammenhang mit Menstruation und Menopause auf nationaler Ebene zu 
organisieren.

Eine Mehrwertsteuerermäßigung allein garantiert jedoch nicht die Zugänglichkeit von 
Menstruationsprodukten. Schätzungen zufolge waren 2024 und 2025 42 % der europäischen 
Frauen mindestens einmal von Menstruationsarmut betroffen1. Diese Zahl verdeutlicht die 
Grenzen der derzeitigen Maßnahmen und wirft Fragen auf, welche weiteren Schritte auf EU-
Ebene und nationaler Ebene unternommen werden könnten, um besser mit dieser Problematik 
umzugehen.

1. Auf welche EU-Haushaltsmechanismen gedenkt die Kommission zusätzlich zum 
Austausch bewährter Verfahren zurückzugreifen, um die Mitgliedstaaten bei der 
Erleichterung des Zugangs zu Menstruationsprodukten zu unterstützen, darunter 
beispielsweise der Europäische Sozialfonds Plus, mit dem bereits Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung unterstützt werden?

2. Gedenkt die Kommission, Leitlinien für die Mitgliedstaaten im Hinblick auf die 
Förderfähigkeit solcher Maßnahmen im Rahmen der derzeitigen 
Finanzierungsprogramme zu veröffentlichen?

Eingang: 8.7.2026

1 Europäische Erhebung mit dem Titel „Règles Élémentaires“, OpinionWay Healthcare, 2025.


